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GSP.Z-01-212-6 Kapitel 4: Zusammen leben

Antragsteller*in: Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu GSP.Z­01

Von Zeile 211 bis 214:
(196) Um das Recht auf Wohnen zu verwirklichen, ist ein hoher Bestand an öffentlichem und sozial
gebundenem Wohnraum nötig.Wohnraum und Boden dürfen keine Spekulationsobjekte sein. Dort, wo Die
Bodenwerte dürfen sich nicht mehr aus den hohen Verkaufspreisen speisen, sondern sollen nach einem
realistischen und dem Allgemeinwohl dienenden Maßstab berechnet werden. Der zunehmenden
Finanzialisierung des Wohnungsmarktes setzen wir das Primat der Politik entgegen. Geschäftsmodelle, die
nur der Renditorientierung dienen, lehnen wir ab. Die Städte brauchen eine Neuausrichtung hin zu einem
gemeinwohlorientierten Wohnungsmarkt mit einer neuen Wohngemeinnützigkeit, die dauerhaft
preiswerten Wohnraum sichert. Genossenschaften, Stiftungen, soziale Träger und viele Menschen
zuziehenkleinere Akteure müssen dafür gestärkt werden.Um Wohnraummangel abzuwenden, muss neben
der Sicherung des leistbaren Wohnungsbestandes auch in großemnotwendigem Umfang und
bedarfsgerecht gebaut werden. Dabei muss aufsind sozial-gerechtes und nachhaltiges Bauen undsowie
eine behutsame Nachverdichtung geachtet werdenentscheidend.

Begründung

Vielen Dank für die Unterstützung der ersten Version, aber Antrag wurde nochmal neu eingereicht,
aufgrund zwei notwendiger Änderungen: bei der Bodenwertberechnung war die Ursprungsformulierung
missverständlich, realer Ertrag klang etwas nach Legitimierung von hohen Verkaufspreisen, die sind ja aber
das Problem. Jetzt ist es klarer, es geht um Berechnungen, die den dem Allgemeinwohl dienenden
Nutzungen gerecht werden. Zudem 2. Punkt beim Neubau: wir brauchen bei Wohnraummangel auch
Neubau, aber bedarfsgerecht und sozial, zudem muss dabei der Wohnungsbestand, v.a. der preiswerte
Mietwohnungsbestand geschützt werden, um den Wohnungsmarkt überhaupt nachhaltig entlasten zu
können.
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